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Text 

Nichtanwendbarkeit der TSI 

§ 119. (1) In folgenden Fällen hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie bestimmte 
TSI, auch solche für Schienenfahrzeuge, mit Bescheid für nicht anwendbar zu erklären: 

 1. bei Vorhaben zum Neubau einer Haupt- oder Nebenbahn sowie bei Vorhaben zur Erneuerung oder 
Umrüstung bestehender Haupt- oder Nebenbahnen, die sich zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
betreffenden TSI in einem fortgeschrittenen Entwicklungsstadium befinden oder die Gegenstand eines 
in der Durchführung befindlichen Vertrages sind; 

 2. bei Vorhaben zur Erneuerung oder Umrüstung bestehender Haupt- oder Nebenbahnen, wenn die TSI für 
das Lichtraumprofil, die Spurweite, den Gleisabstand oder die elektrische Spannung Werte vorsehen, 
die mit den entsprechenden Werten dieser bestehenden Haupt- oder Nebenbahnen unvereinbar sind; 

 3. bei Vorhaben zur Erneuerung, Erweiterung, oder Umrüstung einer bestehenden Haupt- oder Nebenbahn, 
bei denen die Anwendung der betreffenden TSI die wirtschaftliche Lebensfähigkeit des Vorhabens 
gefährden würde oder die Kohärenz mit anderen Schienenbahnen beeinträchtigt werden würde; 

 4. bei Vorhaben zur raschen Wiederherstellung einer durch Unfall oder einer durch Naturkatastrophe 
zerstörten oder beschädigten Haupt- oder Nebenbahn, wenn die Bedingungen hiefür eine teilweise oder 
vollständige Anwendung der TSI wirtschaftlich oder technisch nicht erlauben. 

 5. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 125/2006) 

(2) In all den im Abs. 1 angeführten Fällen hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie im Ermittlungsverfahren die Europäische Kommission von der geplanten Ausnahme zu unterrichten 
und ihr eine Unterlage zu übermitteln, in der die TSI oder Teile davon, welche nicht angewendet werden sollen, 
sowie die entsprechenden anzuwendenden Spezifikationen aufgeführt sind. In den im Abs. 1 Z 2 und 3 
angeführten Fällen ist vor Bescheiderlassung die Beschlussfassung der Europäischen Kommission abzuwarten. 


